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Entwurf eines Gesetzes zum assistierten Suizid und zur  

Suizidpräventionsberatung in §§ 217, 217a Strafgesetzbuch 

 

§ 217 – Beihilfe zum Suizid 

(1) Wer einer anderen Person beim Suizid hilft oder wer es unterlässt, sie nach einem Suizidversuch zu 

retten, handelt nicht rechtswidrig, wenn der Suizid auf einer freiverantwortlichen und ernstlichen, aus-

drücklich erklärten oder einer in vergleichbarer Weise aus den Umständen erkennbaren Entscheidung 

beruht. 

(2) Von einer solchen Entscheidung ist insbesondere dann auszugehen, wenn die andere Person nicht 

länger als zwei Monate vor dem Suizid eine Beratung zur Suizidprävention bei einer anerkannten Be-

ratungsstelle gemäß § 217a wahrgenommen hat und diese im Zuge ihrer Tätigkeit keine Anzeichen 

erkannt hat, nach denen die Maßgaben nach (1) nicht erfüllt sind. 

(3) Von einer solchen Entscheidung ist insbesondere nicht auszugehen, 

• wenn die andere Person noch nicht 18 Jahre alt ist oder ihre freie Willensbestimmung ent-

sprechend den §§ 20, 21 StGB beeinträchtigt ist oder 

• wenn begründet anzunehmen ist, dass die andere Person von einer Entscheidung zum Su-

izid abgesehen hätte, wenn sie nicht diesbezüglich durch Dritte beeinflusst worden wäre, 

oder wenn sie von alternativen Optionen zur Hilfe oder Leidminderung Kenntnis erhalten 

hätte. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Personen in einer Garantenstellung. 

(5) Niemand kann verpflichtet werden, Suizidhilfe zu leisten. 

§ 217a – Beratung bei Wunsch nach einem assistierten Suizid 

(1) Die Beratung dient der Suizidprävention. Im Rahmen der Beratung wird die Freiverantwortlichkeit 

der Entscheidung der sterbewilligen Person geprüft. Die Beratung hat in dem Bemühen zu erfolgen, 

dem Beratungsempfänger oder der Beratungsempfängerin zu helfen, eine verantwortliche und gewis-

senhafte Entscheidung zu treffen. Dabei ist der Wille der beratenen Person im Rahmen ihrer Entschei-

dungsautonomie zur Geltung zu bringen. 

(2) Die Beratung hat durch eine anerkannte Beratungsstelle zur Suizidprävention zu erfolgen. Die Be-

ratungsstelle hat der beratenen Person nach Abschluss der Beratung hierüber eine mit dem Datum des 

Beratungsgesprächs oder der Beratungsgespräche und dem Namen des Beratungsempfängers oder 

der Beratungsempfängerin versehene Bescheinigung auszustellen. Der Arzt oder die Ärztin, der oder 

die die Suizidhilfe vornimmt, ist als beratende Person ausgeschlossen. 

 




